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ZUR DISKUSSION GESTELLT

Frankreich: Gewinner des Machtwechsels auf 
europäischer Seite

Am wenigsten wird sich Biden eine Kehrtwende im 
Grundansatz der amerikanischen Chinapolitik leisten 
können. Die harte Grundhaltung Trumps zu China – die 
er nicht immer konsequent durchhielt und erratisch 
praktizierte – ist bei drei Viertel der US-Bevölkerung 
sehr beliebt, weit über das Lager der Republikaner 
hinaus. Im Gegensatz zu Trump wird Biden versuchen, 
harte Haltungen zu China gemeinsam mit den Alli-
ierten im transatlantischen und im indo-pazifischen 
Raum aufzubauen und zu praktizieren. Dies dürfte 
gerade die deutsche Chinapolitik in die eine oder an-
dere Erklärungsnot bringen. Ähnliches könnte für die 
Russlandpolitik gelten. Das deutsche Insistieren auf 
Nordstream 2 sowie das vornehmlich von Kanzlerin 
Merkel während der deutschen Ratspräsidentschaft 
vorangetriebene und abgeschlossene Investitions-
abkommen der Europäischen Union mit der kom-
munistischen Führung in Peking sind aus US-Sicht 
Gift für die Entwicklung eines gemeinsamen transat-
lantischen Ansatzes gegenüber China und Russland. 
Ein deutscher Sonderweg bei der nuklearen Teilhabe 

innerhalb der NATO sowie bei der Beschaffung be-
waffneter Drohnen, wie er von der Führung der Re-
gierungspartei SPD propagiert wird, dürfte auch im 
Washington der Biden-Administration mehr Verwun-
derung als Zustimmung auslösen. Im ersten Jahr der 
Biden-Administration dürfte Paris, weniger Berlin und 
schon gar nicht London, auf europäischer Seite der 
größte Gewinner des Machtwechsels im Weißen Haus 
sein, unterhalten doch führende Akteure des neuen 
Außenpolitikteams sehr enge Bindungen nach Frank-
reich. Außerdem erfüllt Frankreich die militärischen 
Bündnisverpflichtungen in weitaus höherem Maße 
als Deutschland und zeigt keine Anzeichen, seinen 
ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat mit Vetorecht mit 
der EU oder Deutschland zu teilen.  

Es ist daher wahrscheinlich, dass die Politik der 
USA unter Biden im ersten Jahr seiner Amtszeit über-
wiegend als klare Kehrtwende zu Trump wahrgenom-
men wird – speziell beim Thema Klimawandel, viel-
leicht beim Thema Iran-Atomabkommen und zumeist 
rhetorisch beim Thema NATO und Lastenteilung, in 
anderen Bereichen wie der Finanzpolitik oder der 
Außenwirtschaftspolitik und ganz sicher bei China 
werden Fragezeichen bleiben.

Laura von Daniels

Remote President 

Joe Biden hat in seiner ersten Rede nach der Wahl 
am 7. November 2020 erklärt, dass es für alles eine 
Zeit gibt. Aus der Vielzahl der Beispiele, die sich in 
der bekannten Bibel-Stelle bei Prediger 3.1 finden, 
unterstrich der designierte US-Präsident vor allem die 
folgenden: eine Zeit zum Aufbauen und eine zum Hei-
len. Joe Biden bezieht das vor allem auf sein eigenes 
Land und die eigenen Bürgerinnen und Bürger. Und es 
geht ihm jenseits der unmittelbar notwendigen Pan-
demiebekämpfung auch darum, soziale und politische 
Wunden zu heilen, unter denen die US-Gesellschaft 
als Ganzes leidet. Dazu zählen neben wachsender 
sozialer Ungleichheit und dem Verlust gesellschaft-
licher Aufstiegschancen und die rassistische Gewalt, 
auch durch Staatsbedienstete in den Rängen der Po-
lizei. Keines dieser Probleme – das legt die Erfahrung 
der Jahre nach der Globalen Finanzkrise nahe – wird 
sich allein durch ein wiedererstarkendes Wirtschafts-
wachstum aus der Welt schaffen lassen. Springt aber 
das Wachstum in diesem Jahr nicht wieder an, ver-
schärfen sich bestehende Probleme. 

Biden weiß, dass das Ende 2020 im Kongress 
bewilligte Konjunkturpaket die Amerikaner nur bis 
März absichert, die Krise aber mindestens bis zur 
Jahresmitte anhalten wird. Erst dann werden Risi-
kogruppen und Berufsgruppen, die dem Virus über-
durchschnittlich ausgesetzt sind, die notwendigen 

Impfungen erhalten haben. Eine Immunität von über 
60 bis 70% der Bevölkerung wird wohl erst Monate 
später erreicht werden können. Sie ist jedoch die 
Voraussetzung dafür, wirtschaftliche und auch sozi-
ale Aktivitäten wieder umfassend zuzulassen, ohne 
dass es zu erneuten massenhaften Covid-19-Ausbrü-
chen kommt, die das Gesundheitssystem überfor-
dern. Die Chancen der Demokraten bei den nächsten 
Zwischenwahlen 2022 eine Mehrheit in beiden Häu-
sern zu erreichen und 2024 die Präsidentschaft zu 
halten, werden maßgeblich davon abhängen, ob es  
Biden gelingt, die Pandemie schnell zu überwinden. 
Biden und die Demokraten werden daran gemessen 
werden, ob die US-Wirtschaft im Anschluss an die 
Shutdowns erneut wächst und die 
Arbeitslosigkeit weiter zurück-
geht. Deshalb wird Biden alles 
daran setzen, der US-Wirt-
schaft bis zum Frühjahr 2022 
zu einem Aufschwung zu ver-
helfen und den versprochenen 
Anschub für die US-Infrastruk-
turinvestitionen – physisch wie  
digital – zu geben. Dafür muss der 
US-Präsident den politisch tief 
gespaltenen Kongress auf seine  
Seite ziehen. 

leitet die Forschungsgruppe 
»Amerika« bei der Stiftung Wis-
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Für Europa bedeutet das, dass die Biden-Regie-
rung nichts tun wird, was diesem Ziel zuwiderlaufen 
könnte. Europa sollte seine Erwartungen an einen 
großen multilateralen Moment herunterdimmen, aber 
nicht alle Pläne, z.B. in der Klima-, Handels- oder in 
der globalen Gesundheitspolitik, aufgeben. Gelingt 
es Biden, die tiefen wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Gräben im eigenen Land zuzuschütten, 
gewinnt er auch (außen-)politischen Handlungsspiel-
raum hinzu. In der Außenpolitik könnte seine Regie-
rung dann Ziele anstreben und verwirklichen, an de-
nen auch den Europäern gelegen ist.

INNENPOLITISCHE AUSGANGSLAGE

Für den neuen US-Präsidenten wird die Hauptaufgabe 
darin bestehen, das Ergebnis der Präsidentschafts-
wahl zu konsolidieren und mit einem gespaltenen 
Kongress zusammenzuarbeiten. Auch nachdem die De-
mokraten bei den Stichwahlen in Georgia zwei Senats-
sitze dazugewonnen haben, sind sie weiterhin auf eine 
Zusammenarbeit mit den Republikanern angewiesen. 
Der US-Präsident kann zwar als oberster Befehlshaber 
in der Sicherheitspolitik eigenständig handeln, in der 
Klima- und Handels politik und bei Abschluss inter-
nationaler Verträge benötigt er die Zustimmung des 
Kongresses. Und da die Demokraten weit von einer 
60-Stimmen-Mehrheit im Senat entfernt sind, können 
die Republikaner mit Hilfe der »Fillibuster«-Regel, die 
das Dauerreden zulässt, Abstimmungen über wichtige 
politische Vorhaben der Regierung blockieren. 

Außerdem ist nach dem Sturm auf das Kapitol die 
Gefahr eines populistischen Backlash und der Rück-
kehr der »America-first«-Politik mit dem Amtsantritt 
Bidens nicht gebannt. Auch nach dem gewaltvollen 
Einbruch der Trump-Anhänger in die Parlamentsge-
bäude unterstützten noch über zwei Drittel der Re-
publikaner im Repräsentantenhaus und sieben Se-
natoren Beschwerden gegen die Zertifizierung des 
Wahlsiegs von Joe Biden. Der Angriff auf den Kongress 
kam nicht von ungefähr. Schon Wochen vorher droh-
ten führende Politiker der Republikaner im zweitgröß-
ten US-Bundesstaat Texas nach einer Entscheidung 
des Supreme Court, die auf eine Anerkennung der 
Wahl Bidens zum Präsidenten hinauslief, offen mit 
einer Abspaltung des Staates. Siebzehn weitere Staa-
ten stellten das Ergebnis der Präsidentschaftswahl 
in Frage. Hinzu kam die Unterstützung rechtsradika-
ler und paramilitärischer Gruppen (Proud Boys, Oath 
Keepers etc.). Bereits im November und Dezember 
2020 hatten diese Gruppen, wie auch die QAnon-Be-
wegung – ein Sammelbecken von Verschwörungs-
theoretikern –, Proteste in Washington gegen die an-
geblich »gestohlene Wahl« organisiert. Trump wusste, 
was er tat, als er diesen Menschen am 6. Januar für 
ihre Loyalität dankte. Noch ist offen, ob sich die Re-
publikaner aus dem Würgegriff der Trumpisten be-
freien und nach den Vorfällen wieder in die politische  
Mitte rücken. 

Für Biden wird das Regieren auch aus anderen 
Gründen nicht leicht werden: Neben den Anstrengun-
gen, die Pandemie in den Griff zu bekommen, wird er 
damit kämpfen, dass ihm die Republikaner haushalts-
politisch Steine in den Weg legen. Die »fiscal hawks« 
unter den Republikanern werden in Anbetracht histo-
risch hoher Haushaltsdefizite und Staatsverschuldung 
in den nächsten Jahren jede politische Entscheidung 
Bidens, die mit höheren Kosten verbunden ist, für un-
verantwortlich erklären – wenn auch vor allem die Re-
gierung seines Vorgängers durch umfangreiche Steu-
ersenkungen die Verschuldung vorangetrieben hat. 

Derzeit erleben die USA neben der Gesundheits-
krise auch eine gravierende Armutskrise. Laut einer 
Untersuchung der Ökonomin Diane Schanzenbach, 
Northwestern University, basierend auf wöchentli-
chen Daten des US Census Bureau, berichten während 
der Pandemie zwischen 10 und 12% der Amerikaner, 
dass sie in der vergangenen Woche manchmal oder 
oft nicht genug zu essen hatten. Mehr als vier von 
zehn Kindern leben in Haushalten, die berichten, dass 
sie Schwierigkeiten haben, für Grundbedürfnisse wie 
Miete und Lebensmittel aufzukommen. Nahrungsman-
gel ist dabei in der Krise kein lokalbegrenztes Phäno-
men, sondern in 44 Staaten und in der Hauptstadt 
Washington D.C. verbreitet. Schaut man auf diese und 
andere Armutsindikatoren ist offensichtlich, dass sich 
die Biden-Regierung zunächst auf ein »Nation Building 
at Home« konzentrieren muss.

POLITISCHE AMBITION UND WIRKLICHKEIT

In seiner »Build-Back-Better«-Agenda hat Biden vor 
der Wahl seine Pläne für ein Wiederaufbau- und In-
vestitionsprogramm und auch die damit verbundenen 
Kosten offengelegt. Um, wie angekündigt, Ausgaben 
in Höhe von 7,9 Billionen US-Dollar über eine Amtszeit 
von vier Jahren zu finanzieren, setzt Biden auf höhere 
Steuereinnahmen (insgesamt ca. 4,4 Billionen US-Dol-
lar laut Schätzungen von Moody’s). Der Löwenanteil 
soll über höhere Steuern für große Unternehmen ein-
gespielt werden. Biden plant den Spitzensteuersatz 
von 21 auf 28% zu erhöhen, nachdem Trump ihn Ende 
2017 von 35 auf 21% gesenkt hatte. Um auch nur ei-
nen Teil seiner Pläne zu verwirklichen, wird Biden viel 
politisches Kapital einsetzen müssen. Er muss also die 
Offenheit und die notwendige Ausdauer zeigen, um 
mit dem politischen Gegner Kompromisse auszuhan-
deln. Die angekündigte fortgesetzte Niedrigzinspolitik 
und die fortgesetzten Anleihekäufe der Zentralbank 
Federal Reserve sollten diese Aufgabe etwas leichter 
machen. Viel wird jedoch auch vom politischen Ge-
spür der designierten Finanzministerin, Janet Yellen, 
abhängen.

Wird neben den schwierigen innenpolitischen Ent-
scheidungen überhaupt noch »Luft für Außenpolitik« 
bleiben? Gerade bei den Fragen, die nicht von größe-
rer haushaltspolitischer Bedeutung sind, behält der 
Präsident in jedem Fall Handlungsfreiheit. Eine Reihe 
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von außenpolitischen Entscheidungen kann und wird 
Biden wahrscheinlich in den ersten Amtstagen veran-
lassen: die Rückkehr zum Pariser Klimaabkommen 
und auch in die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
scheinen bereits ausgemacht. In der Sicherheitspolitik 
steht als erste wichtige Entscheidung die Verlängerung 
des »New-Start«-Abkommens über die Begrenzung der 
strategischen Atomwaffen für weitere fünf Jahre an. 
Mit »New Start«, das am 5. Februar auszulaufen droht, 
würde die letzte vertraglich bindende Begrenzung der 
beiden größten Atomarsenale der Welt enden. Darüber 
hatte die Trump-Regierung mit Russland verhandelt, 
jedoch hatte sie es zur Bedingung für die Verlänge-
rung gemacht, dass sich China an dem Rüstungskon-
trollabkommen beteiligt. Sowohl Russland als auch 
China lehnen diese Bedingung ab. Neu im Amt könnte 
Biden den bilateralen Vertrag mit Moskau verlängern. 
Schwieriger, aber zu einem späteren Zeitpunkt immer 
noch möglich, wäre ein Dialog mit Russland und China 
über die Atomwaffenkontrolle. 

In die Kategorie »schwierig, aber möglich« fiele 
auch ein neues, umfassenderes Abkommen zwischen 
den USA, dem Iran und europäischen Partnern. Biden 
könnte einem Folgeabkommen der früheren Atomver-
einbarung mit Iran, dem »Joint Comprehensive Plan 
of Action« (JCPOA), zustimmen, soweit darin neben 
der iranischen Raketenrüstung auch das Problem the-
matisiert würde, dass Teheran bisher terroristische 
Aktivitäten in seinen Nachbarländern unterstützt und 
damit zur Destabilisierung beiträgt. 

ANSATZPUNKTE FÜR DIE EUROPÄER 

Seit der Wahl Bidens zum Präsidenten erschienen auf 
beiden Seiten des Atlantiks zahlreiche Vorschläge für 
eine neue transatlantische Agenda. Die Vorschläge er-
innern an ein früheres Dialogformat, die »New Transat-
lantic Agenda« (NTA), aus den frühen 1990er Jahren. 
Die im Dezember 2020 erschienene »EU-US Agenda for 
Global Change« der Europäischen Kommission und des 
Hohen Vertreters der Europäischen Union für Außen- 
und Sicherheitspolitik schlägt zunächst nur Themen 
für einen neuen transatlantischen Dialog vor. Mal sind 
die Vorschläge zu Kooperation etwas vage gehalten 
(z.B. »transatlantic dialogue on the responsibility of 
online platforms and Big Tech«), mal sind sie sehr kon-
kret und benennen bereits etablierte oder denkbar 
neue Foren (e-commerce-WTO, Steuern-OECD und 
G 20, Handelserleichterungen-EU-US Trade and Tech-
nology Council (TTC), Pflanzenschutz-COP15), in de-
nen Lösungen gefunden werden sollen. In dem Doku-
ment erklären die Kommission und der Hohe Vertreter 
eingangs, nach welchen Kriterien politische Themen 
auf die »Wunschliste« der EU für Gespräche mit Bi-
den gesetzt wurden: in Bereichen, in denen EU- und 
US-Interessen überlappen, in denen die Hebelwirkung 
gemeinsamer Entscheidungen am besten zum Einsatz 
kommt und in denen globale Führung gebraucht wird. 
An den Auswahlkriterien ließe sich jedoch noch feilen.

TRANSATLANTISCHE SHORTLIST

Wichtiger noch, als konkrete Agenda-Punkte für einen 
neuen transatlantischen Dialog festzulegen, erscheint 
in diesem Stadium der Machtübergabe an Biden, an 
den Auswahlkriterien für Themen einer gemeinsamen 
Agenda zu arbeiten. Warum sollte ein Thema auf die 
Shortlist kommen, und was spricht dagegen? Aus 
den Erfahrungen früherer Dialoge zeigt sich, dass vor  
allem drei Kriterien erfolgsrelevant sind: (1) Politische 
Prioritäten für Gespräche zwischen Washington und 
Brüssel sollten von allen EU-Mitgliedstaaten als solche 
verstanden und geteilt werden – eine gemeinsame 
Position der EU muss nach außen erkennbar sein.  
(2) Die USA und die EU verfolgen überlappende Interes-
sen; das sollte in Policy-Dokumenten des Biden-Wahl-
kampf oder Transition-Teams und der Kommission 
Ausdruck finden. (3) Die Europäer sind in dem Politik-
bereich handlungsfähig und können etwas beitragen 
oder haben bereits einen übertragbaren Standard  
entwickelt. 

Das Thema Klimapolitik und CO2-Reduzierung 
müsste sich eigentlich anhand dieser Kriterien für 
die transatlantische Shortlist qualifizieren. Gleich-
zeitig ist die Position der neuen US-Regierung noch 
nicht klar. Während sich Biden im Wahlkampf an die 
Politikentwürfe des progressiven Flügels der Demokra-
ten, wie den Green New Deal, angenähert hat, findet 
man von ihm kein Bekenntnis zu einem CO2-Grenz-
ausgleich (»Carbon Border Tax Adjustment«), wie 
ihn die EU-Kommission plant. Auf der anderen Seite 
spricht die EU mit einer (recht) einheitlichen Stimme 
und die EU-Kommission ist handlungsfähig. Genau 
hierin könnte aber bei genauerem Hinsehen ein Pro-
blem liegen und das Thema schnell in eine politi-
sche Sackgasse führen, sollten sich im US-System die 
Gegner einer staatlich verordneten CO2-Reduzierung 
durchsetzen. 

Als ein weiteres Thema für die Shortlist kommen 
WTO-Reformen infrage. Auch in dieser Frage teilen 
die Mitgliedstaaten die Auffassung, dass gemeinsame 
Handelsregeln, auf die man sich mit Washington ei-
nig wird, eine Priorität der Kommission im Dialog mit  
Biden sein sollten. Im Wahlkampf hat Biden dem mul-
tilateralen System große Bedeutung beigemessen. 
Dass die EU handelspolitisch handlungsfähig ist, hat 
sie in den vergangenen Jahren nicht nur über den 
Erlass von Gegenzöllen gegen US-Importzölle bewie-
sen. Sie hat auch, gemeinsam mit anderen Partnern, 
einen unabhängigen zweistufigen Streitschlichtungs-
mechanismus in der WTO am Laufen gehalten und 
dazu verschiedene Interessen von WTO-Mitgliedern 
koordiniert. 

Drittens könnten die Vereinigten Staaten und 
die EU ein entwicklungspolitisches Thema auf ihre 
Agenda setzen, das vor allem nach der Coronakrise 
zu einer wirtschaftspolitischen Herausforderung wer-
den könnte: eine gemeinsame Initiative für eine ko-
ordinierte Schuldenumstrukturierung, nicht nur, wie 
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bereits geschehen, in den ärmsten Ländern, sondern 
vor allem im Hinblick auf Schwellenländer und deren 
Verschuldung gegenüber privaten Gläubigern. Mehr als 
100 Länder mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
müssen 2020 insgesamt 130 Mrd. Dollar an Schulden-
dienst zahlen. 

Mit großer Wahrscheinlichkeit werden sich auch 
noch weitere wichtige Themen, wie die Möglichkei-
ten einer Einigung auf gemeinsame Datenschutz- und 
Privatsphärestandards oder eine abgestimmte Be-
steuerung von Digitalunternehmen auf der Shortlist 
eines transatlantischen Dialogs finden. Bei jedem 
einzelnen Thema sollten aber die EU-Kommission 
und die Mitgliedstaaten vorher in sich gehen und 
anhand von festgelegten Kriterien prüfen, ob sie 

tatsächlich in einer Verhandlung mit der Biden-Re-
gierung Aussicht auf Erfolg hätten oder doch – zu-
mindest in der gegenwärtigen Lage – unrealistisch  
bleiben. 
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Josef Braml

Amerikas Geo-Ökonomie unter Biden – Europas Risiken  
und Chancen

Nach seinem hart umkämpften Wahlsieg bei den 
US-Präsidentschaftswahlen wird der Demokrat Joe 

Biden Jr. am 20. Januar 2021 als 
46. Präsident der Vereinigten 

Staaten die Amtsgeschäfte im 
Weißen Haus übernehmen. Zu-
vor konnten die Demokraten 
neben der Mehrheit im Abge-

ordnetenhaus durch die beiden 
Siege in den Stichwahlen am 5. Ja-
nuar 2021 im Bundesstaat Georgia 
schließlich auch noch die Kontrolle 
über den Senat erlangen. Damit 
haben die Demokraten zwar noch 
die Kontrolle in dieser zweiten 
Kammer des Kongresses gewon-
nen, aber die qualifizierte Mehrheit 

(von 60 Stimmen) verfehlt, die nötig ist, um Blockade-
manöver im normalen Gesetzgebungsverfahren abzu-
wenden. Die Republikaner werden künftig in der Lage 
sein, die ehrgeizige legislative Agenda der Biden-Ad-
ministration mit derselben Obstruktionsstrategie zu 
blockieren, mit der sie bereits die meisten Initiativen 
Barack Obamas verhinderten. Während viele sozial- 
und wirtschaftspolitische Prioritäten des neuen Prä-
sidenten Biden – etwa zur Verbesserung des Gesund-
heitswesens, der »Green Deal« und Steuererhöhungen 
– von den Republikanern im Kongress vereitelt werden 
können, besteht in den Vereinigten Staaten jedoch 
ein parteiübergreifender Konsens in der Außenpolitik 
gegenüber rivalisierenden Staaten. Die USA werden 
weiterhin wirtschaftliche Mittel für geostrategische 
Ziele nutzen – um insbesondere China und Russland 

einzudämmen. Amerikas Geo-Ökonomie wird auch 
seine Alliierten in Europa und Asien vor die Wahl stel-
len und zum geostrategischen Denken nötigen.

WEITERHIN MÖGLICHE POLITIKBLOCKADE

Der Demokrat Joe Biden wurde von fast 80 Millionen 
US-Wählerinnen und Wählern zum Präsidenten der 
Vereinigten Staaten von Amerika gewählt – mit weit 
mehr Stimmen als jeder andere Kandidat vor ihm er-
halten hatte. Trotz der von seinem Vorgänger Donald 
Trump geschürten Befürchtungen vor einer umstrit-
tenen Wahl wurde Biden letztendlich am 14. Dezem-
ber 2020 mit einer deutlichen Mehrheit von 306 der 
insgesamt 538 Wahlleute des Electoral College zum 
Präsidenten gekürt sowie am 20. Januar vereidigt und 
inauguriert. Mit dem neuen Amtsinhaber im Weißen 
Haus verbinden viele politische und wirtschaftliche 
Entscheidungsträger in Europa ihre Hoffnungen auf 
eine berechenbarere und für sie vorteilhaftere Innen- 
und Außenpolitik der Weltmacht. Doch auch nach den 
Präsidentschafts- und Kongresswahlen wird die poli-
tische Lage in den Vereinigten Staaten schwierig und 
volatil bleiben. 

System der »Checks and Balances«

Legislative und Exekutive sind im politischen System 
der USA nicht nur durch verschiedene Wahlakte stär-
ker voneinander »getrennt«. Das System der »checks 
and balances« ist darüber hinaus dadurch gekenn-
zeichnet, dass die politischen Gewalten miteinander 
konkurrieren und sich gegenseitig kontrollieren. Der 

ist USA-Experte des Center for 
Advanced Security, Strategic and 
Integration Studies (CASSIS) der 
Universität Bonn und General- 
sekretär der Deutschen Gruppe 
der Trilateralen Kommission.
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